
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
In Ergänzung zu Teil A: Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1. Art der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Allgemeines Wohngebiet (WA1, WA2 und WA3) 

§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO i.V.m. § 4 BauNVO i.V.m. § 12 Abs. 3a BauGB

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen in WA1, WA2 und WA3 nur solche 
Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpfichtet hat. 
Änderungen des Durchführungsvertrages oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages sind zu­
lässig.

2. Maß der baulichen Nutzung
§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

2.1 Grundfächenzahl (GRZ)

§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO

Auf der Grundlage des § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO werden Flächen für Stellplätze und Zufahrten auf die 
Überschreitung der GRZ dann nicht angerechnet, wenn sie wasserdurchlässig ausgeführt werden (z.B. Pfas­
terung mit mind. 30 % Fugenanteil, Rasengittersteine, Schotterrasen).

2.2 Höhe baulicher Anlagen

§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO

Die Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhen durch technische Aufbauten einschließlich  Anlagen zur 
Nutzung solarer Strahlungsenergie ist bis zu einer Höhe von 0,80 m zulässig.

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfächen
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 23 Abs. 5 BauNVO

(1) In WA1 sind die Baukörper auf ihrer jeweils untersten Geschossebene untereinander ohne Grenzabstand, die 
darüber liegenden Geschosse mit seitlichem Grenzabstand zu errichten (abweichende Bauweise gem. § 22 
Abs. 4 BauNVO).

(2) Terrassen sind in WA2 und WA3 im Anschluss an die Bebauung bis zur Höhe des Erdgeschossfußbodens bis 
zu einer Tiefe von 2,00m und einer Breite von 10,00m auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.

4. Flächen für Garagen
§ 9 Abs. 1 Nr. 4  i.V.m. Nr. 22 BauGB

(1) In WA1 sind gemäß § 12 Abs. 5 BauNVO im untersten Geschoss auf 85 % der Fläche nur Garagen zulässig. 

(2) Die Garagen in WA1 sind als Gemeinschaftsanlagen festgesetzt. Die Festsetzung dient der Erfüllung von Ver­
pfichtungen nach der Landesbauordnung NRW zur Herstellung von Pkw­Stellplätzen für die drei Mehrfamili­
enhäuser in WA1 und für die sieben Wohnhäuser in WA2 und WA3. 

5. Verkehrsfächen
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

(1) Die in der Planzeichnung dargestellten Sichtfelder im Einmündungsbereich der Planstraße A in die Königswin­
terer Straße sind auf Dauer von baulichen Anlagen (z.B. Einfriedungen, Mülltonnenstellplätzen o.ä.) und Auf­
wuchs über 0,70 m Höhe freizuhalten. 

(2) Aufschüttungen auf den Nachbargrundstücken zur Herstellung des Straßenkörpers sind von den Grundstücks­
eigentümern zu dulden.

6. Private Grünfächen 
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

(1) Im Bereich der privaten Grünfäche GF1 sind allgemein zulässig:

Maßnahmen, die der Eigenart der festgesetzten Nutzung entsprechen und die ohne zusätzliche Bodenversie­
gelung durchgeführt werden, wie das Anpfanzen von Bäumen und Sträuchern sowie das Anlegen von Wegen 
mit wasserdurchlässiger Oberfäche, Teichen, nicht überdachten Sitzgelegenheiten, Pergolen, Einfriedungen, 
das Aufstellen von Beleuchtungsanlagen sowie von Spiel­/Sportgeräten u.ä. .

Aufbauten (z. B. Die Errichtung von Pavillons, Sanitäranlagen, Geräteräumen, Wasserbecken, Treppen u.ä.) 
sowie sonstige Versiegelungen von Flächen sind nur bis zu einer Gesamtgröße von 250 m² zulässig. 

(2) Im Bereich der privaten Grünfäche GF2 sind keinerlei Nutzungen außer der Anlage einer Einfriedung gemäß 
7.1 zulässig.

7. Maßnahmen zum Schutz von Natur und Landschaft
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

7.1 Maßnahmen zum Schutz der Gehölzfäche in GF2

Die vorhandene Gehölzfäche GF2 ist zu erhalten und gem. DIN 18920 vor Beeinträchtigungen zu schützen.  
Der Bestand soll sich selbst überlassen bleiben und ist durch eine ortsfeste, 2 m hohe Einfriedung (Zaun mit  
oder ohne Mauersockel, Hecke, o.ä.) von WA2 und GF1 abzugrenzen. 

7.2 Maßnahmen zum Artenschutz

V1 - Zur Vermeidung und Minderung von artenschutzrelevanten Beeinträchtigungen sind Maßnahmen zur Be­
seitigung der Gehölzstrukturen (Weiden­Aufforstung, durchgewachsene Christbaumkultur, linearer Gehölzbe­
stand an der Königswinterer Straße) außerhalb des Zeitraumes 1. März bis 30. September durchzuführen.

V2a ­ Vor der Inanspruchnahme der Gehölzbestände (Weiden­Aufforstung, durchgewachsene Christbaumkul­
tur, linearer Gehölzbestand an der Königswinterer Straße) ist ein Haselmaus­Monitoring  im Vorhabenbereich 
sowie im Umfeld in einer Entfernung von bis zu 50 m durchzuführen. Sofern die Art beim Monitoring in den 
Gehölzbeständen des Vorhabenbereichs oder im näheren Umfeld festgestellt wird, sind die folgenden Vermei­
dungsmaßnahmen V2b bis V2d durchzuführen.

V2b ­ Im südöstlichen Teil von GF2 sind bei Nachweis der Haselmaus (Maßnahme V2a) vor der Entnahme 
von Gehölzbeständen im gesamten Vorhabengebiet (Weiden­Aufforstung, durchgewachsene Christbaumkul­
tur, linearer Gehölzbestand an der Königswinterer Straße) pro erfasstem Individuum 2 künstliche Kobel für die 
Haselmaus (2­fache Kompensation) zu installieren (Empfehlung: Modell „2 KS Spezieller Haselmauskobel“ 
der Fa. Schwegler).

V2c ­ Zur Reduzierung der Gefahr einer Tötung von Haselmäusen in den potenziell vorhandenen Winternes­
tern im östlichen Vorhabenbereich (Weiden­Aufforstung, durchgewachsene Christbaumkultur) ist die Entnah­
me des dortigen Gehölzbestandes bei einem Nachweis der Haselmaus wie folgt durchzuführen:   

Unter Berücksichtigung des in Maßnahme V1 angegebenen Zeitraums soll die Gehölzfällung soweit wie mög­
lich von dem vorhandenen Weg, von der Brachfäche sowie von der Ackerfäche aus erfolgen. Dazu kann für 
dünnere Hölzer z.B. eine hydraulische Heckenschere am beweglichen Ausleger genutzt werden. Soweit mög­
lich, soll auch die Entnahme des Schnittgutes (Sträucher und Jungbäume) von Weg, Brache oder Acker aus 
erfolgen, ohne die von Gehölzen entfernten Flächen zu befahren. Sowohl für die Fällung als auch die Gehölz­
entnahme sind Arbeitsgeräte mit möglichst langem Ausleger zu wählen.

Die Gehölzbestände im Vorhabenbereich, die weder von Weg, Brache noch Acker aus erreichbar sind, sind  
manuell zu fällen und aus der Fläche zu tragen. Die wenigen größeren Bäume sind ebenfalls zu fällen, ohne  
die Fläche zu befahren, das Kronenmaterial ist, soweit möglich, aus der Fläche zu entfernen. Das schwerere 
Stammholz kann vorerst in den Teilfächen verbleiben. Dabei sollen aber keine Holzhaufen angelegt werden. 

Die Räumung des evtl. verbliebenen Stammholzes und die anschließenden Bodenarbeiten erfolgen ab dem 
10. Mai nach der winterlichen Fällung und Gehölzentnahme.

V2d ­ Bei Feststellen der Haselmaus  im linearen Gehölzbestand an der Königswinterer Straße sind die Tiere 
in den südöstlichen Teil der Biotopfäche umzusiedeln, wo ihnen künstliche Kobel zur Verfügung stehen (vgl. 
Maßnahme V2b). Die Umsiedlung erfolgt durch das kurzzeitige Verschließen der im Rahmen des Monitorings 
einzusetzenden Neströhren, die unmittelbar in den Gehölzbestand des Siefens verbracht werden und nach er­
folgter Installation in der Biotopfäche wieder geöffnet werden.  Die Umsiedlung von Tieren erfolgt bis zur Win­
terruhe, der in Maßnahme V1 vorgegebene Zeitraum ist einzuhalten.

V3 - Die baubedingte Flächeninanspruchnahme ist so zu begrenzen, dass ein zusätzlicher Flächenverbrauch, 
der über den eigentlichen Vorhabenbereich hinausgeht, vermieden wird. 

V4 ­ Während der Bauzeit ist darauf zu achten, dass eine evtl. notwendige Beleuchtung der Baustelle sowie 
die Strahler von Baumaschinen nicht in den Himmel oder ins weitere Umfeld abstrahlen. Empfohlen wird die 
Verwendung von nicht diffusen Lichtquellen und insektenfreundlichen Leuchtmitteln (z.B. Natriumdampfam­
pen, LED). Zur Lärmminderung sind Maschinen nach dem aktuellen Stand der Technik einzusetzen.

8. Maßnahmen zum Schallschutz
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB

Eingangsgeschoss(EG) 
über Garagenebene, 
Obergeschoss über EG

Staffelgeschoss

(1) In WA1 sind gemäß Abbildung 1 an den Ge­
bäudefronten Maßnahmen zum Schutz ge­
gen Verkehrslärm zu treffen.

(2) Nach außen abschließende Bauteile von 
Aufenthaltsräumen (§ 48 BauO NRW) sind 
so auszuführen, dass sie die in Tabelle 1 
aufgeführten Schalldämmmaße erf. R'w,res (in 
dB) aufweisen.

(3) In den Lärmpegelbereichen IV und V sind in 
Schlafräumen schallgedämmte Permanent­ 
oder Wandlüfter einzubauen.

Abbildung 1: Lärmpegelbereiche im Bereich des Allgemei­
nen Wohngebiets WA1 nach DIN 4109. Quelle: Schalltech­
nische Untersuchung, Kramer Schalltechnik GmbH.

Mehrfamilienhäuser in WA1 Lärmpe-
gelbereich

Maßgeblicher 
Außenlärmpegel 

zur Tageszeit

in dB(A)

erf. R'w, res des Aufbauteils in dB

Raumarten

Aufenthaltsräume in
Wohnungen u.ä.

Büroräume u.ä.

Östliche Teilfäche der Südseite 
EG, 1.OG und STG

Östliche Teilfäche der Nordseite STG

III 61 – 65 35 30

Südliche Teilfäche der Westseite und 
westliche Teilfäche der Nord­ und 
Südseite EG sowie von 1.OG u. STG

IV 66 ­ 70 40 35

Nördliche Teilfäche der Westseite 
EG sowie von 1.OG und STG

V 71 ­ 75 45 40

Tabelle 1: Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 und Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbautei­
len

(EG = Eingangsgeschoss über Garagenebene, OG = Obergeschoss über EG, STG = Staffelgeschoss)

9. Anpfanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepfanzungen, Bindungen 
für Bepfanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern  und sonstigen 
Bepfanzungen
§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a) und b) BauGB

(1) Auf den nicht überbaubaren Flächen in WA1 sind fünf standorttypische Einzelbäume aus regionaler Anzucht 
zu pfanzen und durch entsprechende sach­ und fachgerechte Pfege dauerhaft in ihrem Bestand zu sichern. 
Abgänge sind zu ersetzen. Bei der Pfanzung sind die Bäume mit einer Dreibockanlage zu versehen. Die 
Baumbindungen sind in regelmäßigen Abschnitten zu überprüfen. Die Baumarten sind folgender Liste zu ent­
nehmen:

Laubbäume I. Ordnung (Wuchshöhe über 20 m)

Pfanzenqualität: H. oder Stammbusch 3xv. STU 18­20 cm

Laubbäume II. Ordnung (Wuchshöhe bis zu 20 m) 

Pfanzenqualität: H. oder Stammbusch 3xv. STU 18­20 cm

Acer pseudoplatanus
Fagus sylvatica 
Fraxinus excelsior
Quercus robur 
Tilia cordata

Bergahorn
Rotbuche
Gemeine Esche
Stieleiche
Winterlinde

Acer campestre
Carpinus betulus
Prunus avium
Sorbus aucuparia

Feld­Ahorn
Gewöhnliche Hainbuche
Vogelkirsche
Eberesche, Vogelbeere

(2) In GF1 sind 10 Einzelbäume zu erhalten oder neu zu pfanzen, Abgänge sind zu ersetzen. Bei Neuanpfan­
zungen sind Pfanzen aus regionaler Anzucht zu verwenden. Die Bäume sind durch eine entsprechende sach­ 
und fachgerechte Pfege dauerhaft in ihrem Bestand zu sichern. Bei der Pfanzung sind die Bäume mit einer 
Dreibockanlage zu versehen. Die Baumbindungen sind in regelmäßigen Abschnitten zu überprüfen. Die 
Baumarten sind der folgenden Pfanzliste zu entnehmen:

Laubbäume I. Ordnung (Wuchshöhe über 20 m)

Pfanzenqualität: H. oder Stammbusch 3xv. STU 18­20 cm

Laubbäume II. Ordnung (Wuchshöhe bis zu 20 m) 

Pflanzenqualität: H. oder Stammbusch 3xv. STU 18-20 cm

Acer pseudoplatanus
Fagus sylvatica 
Fraxinus excelsior
Quercus robur 
Tilia cordata

Bergahorn
Rotbuche
Gemeine Esche
Stieleiche
Winterlinde

Acer campestre
Betula pendula
Carpinus betulus
Crataegus laevigata
Crataegus monogyna
Prunus avium
Sorbus aucuparia

Feld­Ahorn
Sand­Birke
Gewöhnliche Hainbuche
Zweigriffeliger Weißdorn
Eingriffeliger Weißdorn
Vogelkirsche
Eberesche, Vogelbeere

(3) Im Nordwesten des Geltungsbereichs ist entlang der Nordseite des Fußweges (Planstraße B) eine regelmäßig 
beschnittene Hecke zu pfanzen. Je lfd. Meter sind 3 Pfanzen Carpinus betulus (Gewöhnliche Hainbuche), 
Pfanzenqualität: mind. 2 bis 3mal verpfanzt, 150 cm – 175 cm, aus regionaler Anzucht mit Nachweis über 
einheimisches Pfanzmaterial (Zertifkat) zu verwenden. Eine dauerhafte Pfege der Hecken in Form von Pfe­
ge­ und Formschnitten (unter Berücksichtigung der Vogelbrutzeiten) ist zu gewährleisten. 

10. Bauordnungsrechtliche Vorschriften
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 BauO NRW

10.1 Einfriedungen, Heckenpfanzungen

(1) Grundstückseinfriedungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,0 m zulässig. Ausgenommen sind Einfriedungen 
von GF2 (s. Nr. 7.1 Satz 2) sowie Einfriedungen im Bereich der Sichtfelder im Einmündungsbereich der Plan­
straße A in die Königswinterer Straße (s. Nr. 5 Abs. 1).

(2) Die Höhe der Schnitthecke im Nordwesten des Geltungsbereichs entlang der Nordseite des Fußweges (Plan­
straße B, s. Nr. 9 Abs. 3) muss mindestens 1,50 m, der Grenzabstand zu Flurstück 502 mind. 2,0 m betragen.

10.2 Standplätze für bewegliche Abfallbehälter

Das Aufstellen beweglicher Abfallbehälter /Mülltonnen in WA1 ist nur in den untersten Geschossen zulässig.

HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME gem. § 9 Abs. 6 BauGB
1. Versickerung des Niederschlagswassers gemäß § 51a LWG NRW
(1) Gemäß § 51 a Landeswassergesetz NRW ist anfallendes Niederschlagswasser auf erstmals zu überbauen­

den Grundstücken zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah direkt oder ohne Vermischung mit Schmutzwas­
ser über eine Kanalisation in ein Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne Beeinträchtigung des Wohls der All ­
gemeinheit möglich ist. 

(2) Auf das 'Hydrogeologische Gutachten zur Beseitigung von Niederschlagswasser für das Bauvorhaben „Neu­
bau Mehr­ und Einfamilienhäuser mit Parkgarage“ Königswinterer Straße in 53639  Königswinter­Oberpleis'  
( Anlage D der Begründung zum Bebauungsplan) wird hingewiesen.

2. Gewässerrandstreifen
(1) In GF2 sind im Bereich des Gewässerrandstreifens die Regelungen des § 38 WHG zu beachten. Unzulässig 

sind

▪ das Entfernen von standortgerechten Bäumen und Sträuchern sowie die Neuanpfanzung von nicht stand­
ortgerechten Bäumen und Sträuchern

▪ der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen,
▪ die nicht nur zeitweise Ablagerung von Gegenständen, die den Wasserabfuss behindern oder die fortge­

schwemmt werden können.

(2) Die Einleitung von Niederschlagswasser in den Siefen ist nicht zulässig.

(3) Auf die im Umweltbericht (Teil 2 der Begründung) dargestellten Vermeidungs­ und Minimierungsmaßnahmen 
für das Schutzgut Boden / Wasser wird hingewiesen.

3. Bodenschutz, Altlasten
(1) Nach § 1 Bundesbodenschutzgesetz (BbodSchG) sind die Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder  

wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nachhalti­
ge Einwirkungen zu treffen. 

(2) Bei Eingriffen in den Boden sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bodenfunktion sowie der Funktion als 
Archiv der Natur­ und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 

(3) Nach § 1a Abs. 2 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam umzugehen. Auf den Leitfaden „Bodenschutz in 
der Umweltprüfung nach BauGB“ LABO 2009, wird hingewiesen.

(4) Werden bei Baumaßnahmen verunreinigte Bodenhorizonte angetroffen, so ist unverzüglich der Rhein­Sieg­
Kreis, Amt für Technischen Umweltschutz, zu informieren (siehe § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz NRW). 
Ggf. sind weitergehende Untersuchungen zur Gefährdungseinschätzung (Entnahme von Bodenproben, 
Durchführung von chemischen Analysen etc.) zu veranlassen. Alle Maßnahmen im Zusammenhang mit 
schädlichen Bodenverunreinigungen sind mit dem Amt für Technischen Umweltschutz abzustimmen.

4. Berücksichtigung der Erdbebengefährdung 
Bei der Planung, Bemessung und Ausführung von Bauwerken zur Berücksichtigung der Erdbebengefährdung 
sind die Bestimmungen der einschlägigen Regelwerke zu berücksichtigen. Für bauliche Anlagen des üblichen 
Hochbaus ist für die Gemarkung Oberpleis die Erdbebenzone 1 / geologische Untergrundklasse T gemäß DIN 
4149:2005­ 04 anzusetzen. 

5. Kampfmittel
Luftbilder aus den Jahren 1939 bis 1945 lassen auf vermehrte Kampfhandlungen im Bereich des Bebauungs­
plan­Geltungsbereichs schließen. Darum sind vor Beginn der Bauarbeiten für das gesamte Planungsgebiet 
mit Ausnahme der Biotopfäche GF2 Testsondierungen durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) nach­
zuweisen. Bei Kampfmittelfunden während der Erd­ / Bauarbeiten sind die Arbeiten sofort einzustellen und die  
zuständigen Ordnungsbehörden zu verständigen. Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit mechanischen Belas­
tungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc., wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Sofern es nach 
1945 Aufschüttungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geländeniveau von 1945 abzuschieben. Die Moda­
litäten sind mit dem KBD abzustimmen.

6. Abfallwirtschaft
Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender wasserrechtlicher Erlaubnis zulässig. Das 
im Rahmen der Baureifmachung anfallende, bauschutthaltige oder organoleptisch auffällige Bodenmaterial (z. 
B. aus Bodenauffüllungen) ist ordnungsgemäß zu entsorgen. Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bo­
denaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein­Sieg­Kreis, Sachgebiet „Gewerbliche Abfallwirtschaft“, anzuzei­
gen. Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbau­
stelle vorzulegen.

7. Bodendenkmale
Vor­ und frühgeschichtliche Funde sind unverzüglich der Stadt Königswinter oder dem Landschaftsverband 
(Amt für Bodendenkmalpfege im Rheinland) zu melden, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeig­
neter Weise bis zu einer Entscheidung über das weitere Vorgehen zu schützen (§§ 15, 16 DschG).

8. Landschaftspfegerischer Fachbeitrag / Baugenehmigung
Der in den Umweltbericht integrierte Landschaftspfegerische Fachbeitrag trifft detaillierte Aussagen über die 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen, die vor, während 
und nach dem Eingriff durch Bauvorhaben zu berücksichtigen sind und als Aufagen in die Baugenehmigung 
einfießen sollen.

9. Einsicht in die Regelwerke
Die den textlichen Festsetzungen unter Nr. 7.1 und unter Nr. 8 zugrunde liegenden Normen DIN 18920 und 
DIN 4109 können bei der Stadtverwaltung Königswinter (Bauverwaltung) eingesehen werden.

Rechtgrundlagen

Aufgrund der folgenden Rechtsgrundlagen

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.
November 2014 (BGBl. I S. 1748)

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Be-
kanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 133), zuletzt
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBl. I S. 1548)

• Planzeichenverordnung (PlanZV) i.d.F. vom 18. De-
zember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58) zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I
S. 1509)

• Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(BauO NRW) i.d.F.d. Bekanntmachung vom 01.03.2000
(GV.NRW.S.256) mit Änderungen bis 01.04.2013.

• Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
i.d.F.der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NR-
W.S.666), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes
vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. S.878), in Kraft ge-
treten am 31. Dezember 2013.

wird folgende Satzung über die Aufstellung des Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 60/55 „Geplantes Wohn-
gebiet östlich der Königswinterer Straße“ erlassen:

Teil A: Planzeichnung M. 1 : 500
Teil B: Text

Teil C: Vorhabenplan
Teil D: Erschließungsplan

Aufstellungsbeschluss

Der Planungs- und Umweltausschuss der Stadt Königs-
winter hat am 19.02.2014 gemäß § 2 Abs.1 BauGB die
Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 60/55 „Geplantes Wohngebiet östlich der Königswinte-
rer Straße“ beschlossen.
Dieser Beschluss wurde am 27.02.2014 gemäß § 2 Abs. 1
BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Königswinter, den ...................
................................

(Der Bürgermeister)

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist gemäß § 3
Abs. 1 Satz 1 BauGB am 10.03.2014 in Form einer Bürge-
ranhörung durchgeführt worden.

Königswinter, den ...................
................................

(Der Bürgermeister)

Beteiligung der Behörden

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange,
deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt wer-
den können, wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
am ................. frühzeitig von der Planung unterrichtet und
zur Äußerung - auch im Hinblick auf den erforderlichen
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach §
2 Abs. 4 BauGB - aufgefordert.

Königswinter, den ...................
................................

(Der Bürgermeister)

Der Planungs- und Umweltausschuss hat am ...................
den Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans
und die Begründung (mit Umweltbericht) sowie den Vorha-
ben- und Erschließungsplan gebilligt und seine öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.
Königswinter, den ...................

................................
(Der Bürgermeister)

Öffentliche Auslegung

Der Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans,
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen
Festsetzungen (Teil B), dem Vorhabenplan (Teil C) und
dem Erschließungsplan (Teil D) und die Begründung mit
Umweltbericht haben gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die
Dauer eines Monats in der Zeit vom .............. bis ein-
schließlich  .............. zu jedermanns Einsicht während der
Dienststunden ausgelegen. 

Ort und Dauer der Auslegung wurden am ...................
ortsüblich bekanntgemacht mit dem Hinweis, dass Anre-
gungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden
können.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
sind gem. § 3 Abs. 2 BauGB von der öffentlichen Ausle-
gung benachrichtigt und gem. § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt
worden.

Königswinter, den ...................
................................

(Der Bürgermeister)

Der Rat der Stadt Königswinter hat am ................. in öf-
fentlicher Sitzung die von der Öffentlichkeit vorgebrachten
Anregungen sowie die Stellungnahmen der Behörden und
sonstigen Trägern öffentlicher Belange geprüft. Das Er-
gebnis ist mitgeteilt worden.
Königswinter, den ...................

................................
(Der Bürgermeister)

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt Königswinter hat am .................. gemäß
§ 10 BauGB den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan,
bestehend aus Teil A: Planzeichnung, Teil B: Text, Teil C:
Vorhabenplan und Teil D: Erschließungsplan, als Satzung
sowie die Begründung mit Umweltbericht beschlossen.
Königswinter, den ...................

................................
(Der Bürgermeister)

Ausfertigung

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplans
mit seinen Festsetzungen durch Text, Farbe und Schrift
einschließlich Begründung mit dem hierzu ergangenen
Beschluss des Rates der S tadt Königswinte r
vom .............. übereinstimmt und dass die für die Rechts-
wirksamkeit maßgeblichen Verfahrensvorschriften, insbe-
sondere die des Baugesetzbuches, in ihrer derzeit gelten-
den Fassung beachtet wurden. Der Vorhabenbezogene
Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt und die öffentli-
che Bekanntmachung angeordnet. Dem Bebauungsplan
ist eine zusammenfassende Erklärung gemäß § 10 Abs. 4
BauGB beigefügt.
Königswinter, den ...................

................................
(Der Bürgermeister)

Bekanntmachung / Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss ist am ................ gemäß § 10
Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht worden mit
dem Hinweis, dass der Bebauungsplan während der
Dienststunden bei der Stadtverwaltung, Bauverwaltung,
von jedermann eingesehen werden kann. 
Mit dieser Bekanntmachung ist der Vorhabenbezogene
Bebauungsplan Nr. 60/55 „Geplantes Wohngebiet östlich
der Königswinterer Straße“in Kraft getreten.

Königswinter, den ...................
................................

(Der Bürgermeister)
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